
,,Boden nur noch als Erbbaurecht vergeben"
Ehematige Stadtbaurätin sieht hohe Crundpreise als Ursache für explodierende Mieten

Von Bettina Döstal

f-\ ie Regensburger woilten offen-
IJ sichtlich hören. was die ehe-
malige Münchner Stadtbaurätin
Professor Christiane Thalgott zum
Thema Wohnen zu sagen hat. Knapp
200 BriLr:ger kamen auf Einladung
des Architekturkreises, der Sozia-
len Initiativen und der Initiative
,,Boom Boom Regensburg" in das
Kolpinghaus.

Warum die Mieten in den Groß-
städten nicht mehr bezahlbar sind,
erklärte Thalgott glÞich zu Beginn.
Der deutsche ImmobiLienmarkt ist
fti¡ Lrvestoren außerordentlich at-
traktiv. Deutsch-ìand ist ôkonomisch
und politisch stabil. Das lockt aueh
Geidanleger aus Saudi Arabien,
Russland und China. Und das treibe
die Preise an. Mit einer Renditeer-
warlung in der Mietbranche von
zwölf Prozent könne kei¡e ande{e r

Anlage mithalten. Gerecht ist das
nicht, findet die Stadtplanerin. Be-
reits in den 19?0er Jah¡en habe man
in München diskutiert, wie ei¡ Bo-
den¡echt geschaffen werden könne,
das die Ggqq¡nç.þegrenzt. ,,Das ist
an den politischen Querelen ge-
scheitert". I¡r den Jahren danach sei
viel saniert worden u¡d man dachte,
es sei ausreichend Woh¡raum vor-
handen.

Betroffen sind 4O-Jäh rìge
aus der Mittelschicht
,,Heute sind vor allem die 30- bis

40-Jährigen aus der Mittelsehicht
von den hohen lrnmobilienpreisen
bet¡offen' Sie zahlen so viel ftir die
Miete und die Lebenshaltung, dass
sie kein Kapital ansammeln kön-
nen, um eigenen Wohn¡aum zu er-
werben", sagt Thalgott. Die hohen
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dem Wohlu¡gsmarkt in Regens-
burg schilderte Rei¡hard Kellner' In
den letzten 20 Jahren seien die Hálf-
te der Sozialwohnungen verloren-
gegângen. Momentan sind es noch
5000, die Hälfte davon gehören der
Stadtbau. Bis zu 3000 Menschen
seien von ákuter Wohnungsnot be-
troffen. ,,Das sind aber nicht nur die
sozial Schwachen", sagt Kellner,
sondern auch Menschen, die i¡ Voll-
zeit arbeiten, sich aber die Mieten
aul dem freien Markt nicht leisten
können.

Boden ist begrenztes Cut
und nicht frei verfügbar

FäLr den Architekturl¡reis formu-
lie¡te Thomas Eckert die Ziele ftir
ei¡e nachhaltige Stadtentwicklung.
Nur i¡ einer gemischten, vielfälti-
gen Bebauung entstehe eine leben-
dige Gesellschaft. Die Stadtent-
wicklung könne nicht unreguliert
dem treien Markt überlassen wer-
den. Die Verantwortlichen müssten
der Preisspirale entgegenwirken.
Mit einem Vorkaufsrecht der Kom-
mune oder Erbbau¡echt. Nach der
Ausschreibung von Wettbewerben
müsse auf die Qualitätssicherung in
der Umsetzung geachtet werden.

Für die Stadt sprach der Leiter
des Amtes für Stadtentwicklung,
Alton Sedlmeier. In den letzten
Jahren seien in Regensburg doppelt
so viele Wohnungen entstanden wie
in München. Alle neuen Baugebiete
wtirden über Wettbewerbe gesteu-
ert. Die Vorgaben macht die Stadt.
J¿ih¡lich ksmmen aber auch 4500
Neubürger, die ei¡e Wohnung brau-
chen. Einig waren sich abschließend
alle darüber, dass Boden ein be-
grenztes Gut ist, mit dem nicht sPe-
kuliert werden dürfe.

Grundstückspreise kommen dazu.
Und wenn die Mittelschicht nicht
angemessen wohnen könne, zersetze
das die Gesellschaft.

Iilenn 50 bis 70 Prozent einer
Wohnung aus den Bodenlosten be-
stehen, dürIe Baugrund nicht meh¡
mit maximalen Preisen auf dem in-
ternationalen Markt gehandelt wer-
den.

Thalgott weiß eine Lösung für das
Problem: ,,Die Privatisierung von
Grund und Boden mws ein Ende
haben". Boden soll nur noch â'ls

Erbbaurecht vergeben werden. Ei-
gentum bleibe dann i¡ der öffentli-
chen Hand. Grundstücke sollten
grundsätzlich nur noch mit Kon-
zeptausschreibung vergeben wer-
den, die sich an der Zielgruppe ori-

entieren sowie zu limitierten Prei-
sen. Der Preis soll sich an dem ori-
entieren, was aul dem Grundstück
erzielt werden kann. Den Kommu-
nen will Thalgott mehr Handlungs-
spielraum einräumen. Aber auch
verlangen, dass die, die Arbeitsplät-
ze schaffen, auch für den lVohnraum
der dort Angestellten sorgen. Denn
Arbeitsplátze bedeuten Steuerein-
nahmen für die Kommunen. IVoh-
nungen brauchen teure Infrastn¡k-
tu¡, da will kei¡e Gemeinde inves-
tieren.

In der Politik sei das Thema lüoh-
nungsnot bisher nicht ângekom-
men. Abgeordnete hätten offen-
sichtlich kein Problem, eine Woh-
nung zu finden. Das ändere sich ge-
rade ein wenig. Die Situation auf


